Gemeindefinanzkommission der Bundesregierung

Information

Die Einsetzung der Kommission beruhte auf einer Vereinbarung im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und FDP: „Wir werden eine Kommission zur Erarbeitung von Vorschlägen zur Neuordnung der Gemeindefinanzierung einsetzen. Diese soll auch den Ersatz der Gewerbesteuerdurch einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer und einen kommunalen Zuschlag auf die Einkommens- und Körperschaftssteuer mit eigenem Hebesatz prüfen.“

Beschluss zur Einsetzung einer Gemeindefinanzkommission

Am 24. Februar 2010 hat die Bundesregierung auf Vorschlag des Bundesministers für Finanzen die Einsetzung der Gemeindefinanzkommission beschlossen. Die  konstituierende Sitzung dieser Kommission fand  am 4. März 2010 statt. Es wurden Arbeitsgruppen gebildet, die ihre Arbeit aufgenommen haben.

Erste Bewertung 

Die Vertreter des Bundesfinanzministeriums (BMF) stellten bereits in der konstituierenden Sitzung klar, dass die Reform weder zu Mehrbelastungen für Unternehmen, noch zu Steuerausfällen für den Bund führen darf. „Die Kommission hat auf die Vermeidung von Aufkommens- und Lastenverschiebungen insbesondere zwischen dem Bund auf der einen und Ländern und Kommunen auf der anderen Seite zu achten.“ (Einsetzungsbeschluss des Bundeskabinetts)

Aus diesen Aussagen wird deutlich, dass es der Bundesregierung um Lösungen geht, die sich innerhalb des bestehenden Finanzsystems bewegen. Eine grundlegende Neuordnung der Finanzen, die zum Ziel hat die kommunale Ebene zu stärken ist nicht gewollt. Demzufolge bleibt nur der Weg einer weiteren Belastung der Bürgerinnen und Bürger und der Absenkung von qualitativen und quantitativen Standards insbesondere im sozialen Bereich. Letzeres wird ebenfalls zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger, insbesondere der Menschen mit geringem Einkommen führen. 

Die Erwartungshaltung der kommunalen Spitzenverbände erhielt bereits in den konstituierenden Sitzungen der AG einen ersten Dämpfer. Nicht durchsetzen konnten sie sich hinsichtlich der Einbeziehung der Grundsteuer in eine Reformdebatte. Auch an einer verbindlichen Regelung der Beteiligung der Kommunen im Gesetzgebungsverfahren des Bundes im Grundgesetz oder aber einfach gesetzlich hat die Bundesregierung nach wie vor kein Interesse. Die dafür zuständige AG soll sich auf den Bereich der EU-Rechtsetzung konzentrieren. Würde sich diese Herangehensweise letztendlich durchsetzen, würde sich an der gegenwärtigen Praxis der Bundesgesetzgebung nichts ändern. Es wäre vorprogrammiert, dass weiterhin Gesetze erlassen werden, die zu Lasten der Kommunen, und damit letztendlich zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger gehen.

Eine öffentliche Debatte ist nicht gewollt. Die Kommission tag hinter verschlossenen Türen. Das Kräfteverhältnis innerhalb der Kommission ist eindeutig. Allein die Sitzverteilung – 3 Vertreter des Bundes und 7 Vertreter der Ländern stehen 3 Vertretern der kommunalen Ebene gegenüber. 

Bereits aus dem Protokoll der konstituierenden Sitzung der Gemeindefinanzkommission geht hervor, dass die Bundesregierung kein Interesse an einer ernsthaften Debatte zur Lösung der kommunalen Finanzkrise hat und selbst eine Diskussion in der Kommission nicht gewollt ist: „Die ‚demokratische‘ und nicht unbedingt arbeitsökonomische ‚offene‘ Organisation der Arbeitsgruppen birgt die Gefahr, dass außer der Themenvielfalt auch noch Terminschwierigkeiten und Rücksicht auf partikularinteressen das Kommissionsergebnis verwässern. Es könnte befürchtet werden, dass der Bund bereits einen Entwurf des Abschlussberichts verfasst, während sich die Länder- und Kommunalvertreter in den AGs abarbeiten.“
Die nächste Sitzung der Gemeindefinanzkommission findet am 8. Juli 2010 statt. Gegenstand der Beratung werden die ersten Zwischenberichte aus den AG sein.
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Zusammensetzung der Gemeindefinanzkommission

Bund:

Dr. Wolfgang Schäuble, Minister für Finanzen 



wolfgang.schaeuble@bundestag.de 


Rainer Brüderle, Minister für Wirtschaft und Technologie



rainer.bruederle@bundestag.de 


Dr. Thomas de Maizière



thomas.demaiziere@bundestag.de 
Länder: 
Georg Fahrenschon Minister der Finanzen Bayern



minister@stmf.bayern.de 


Dr. Ulrich Nussbaum, Senator für Finanzen Berlin



poststelle@senfin.berlin.de 


Dr. Helmut Linssen, Minister der Finanzen NRW



helmut.linssen@landtag.nrw.de 


Dr. Carsten Kühl, Minister der Finanzen Rheinland-Pfalz



poststelle@fm.rlp.de 


Uwe Schünemann, Minister des Inneren Niedersachsen



uwe-schuenemann@t-online.de 


Rainer Speer, Minister des Inneren Brandenburg



kontakt@rainer-speer.de 


Dr. Ingo Wolff, Minister des Inneren NRW



ingo.wolf@landtag.nrw.de 
Kommunen:
Dr. Petra Roth, Präsidentin des Deutschen Städtetages



buero-oberbuergermeisterin@stadt-frankfurt.de 


Christian Schramm, Präsident des DStGB



stadtverwaltung@bautzen.de 


Jörg Duppré, Präsident des Deutschen Landkreistages
 

joerg.duppre@landkreistag.de 
Arbeitsgruppen – Zusammensetzung, Auftrag, Zeitplan

AG 1: Kommunalsteuern 

Leitung: Dr. Hans Bernhard Beus, Sts BMF
Mitglieder/Kommunen: Ann Dahlke, Helmut Dedy (beide Referatsleiter beim DStGB)

Bildung von Arbeitskreisen: „AK Quantifizierung“, AK „Administrierbarkeit“; AK „Strukturanalyse“

Arbeitsauftrag: 

Bestandsaufnahme der bestehenden Gewerbesteuer und Erarbeitung von Vorschlägen zur Zukunft der Gewerbesteuer unter Einbeziehung von Alternativmodellen; bei der Analyse Beachtung der Rolle der Grundsteuer; Struktur der Kommunalaufgaben und die daraus sich ergebende Ausgabenzwänge 

vorrangige Analyse und Prüfung des FDP-Modells (BDI/VCI-Modell) und des Kommunalmodells  (Modell der kommunalen Spitzenverbände aus dem Jahr 2002) anhand von Prüfkriterien
; noch offen ist, ob das Reformmodell der Stiftung Marktwirtschaft ebenfalls geprüft wird;

keine Prüfung aktueller Grundsteuerrefommodelle

Bildung von drei Arbeitskreisen:

· „AK Quantifizierung“: Ermittlung der fiskalischen Auswirkungen auf die öffentlichen HH; Berechnungen zu den Auswirkungen auf verschiedene Gemeindetype; Beispielrechnungen zu den Be- und Entlastungswirkungen bei Steuerpflichtigen

· AK „Administrierbarkeit“: Auswirkungen auf Verwaltungsabläufe bei der öffentlichen Verwaltung und bei den Steuerpflichtigen; Schätzung des Bürokratieaufwands der verschiedenen Modelle

· AK „Strukturanalyse“: Betrachtung der gesamten Einnahmestrukturen – einschließlich Gebühren und Abgaben und der gesamten Ausgabenstrukturen sowie der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen (Wachstum, Arbeitsplätze)
bisheriger Zeitplan

23. März 2010; 17. Juni 2010
AG 2: Standards ( „Flexibilisierung von Standards“)

Leitung: Werner Gatzer, Sts BMF
Mitglieder/Kommunen: Ann Dahlke, Helmut Dedy (beide Referatsleiter beim DStGB)

Arbeitsauftrag

· Benennung durch Bundesrecht gesetzter Standards mit finanziellen Auswirkungen auf die Kommunen; 

· Volumen der Auswirkung auf Kommunalfinanzen beziffern;

· mögliche Flexibilisierung der Standards definieren und Entlastungsvolumina benennen;

· Gesetzesänderungen benennen (Auflistung der zu ändernden Gesetze)

Es sollen sämtliche Regelungen im sozialen Bereich (Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Kinder- und Jugendhilfe, Sozialhilfe, Grundsicherung für Erwerbsfähige), einschließlich der Sozialversicherungen umfasst werden. 

Die AG soll bereits im Sommer Ergebnisse liefern, damit diese im Bundeshaushalt 2011 berücksichtigt werden können.
Zeitplan

 3 Sitzungen bis zur Sommerpause 

AG 3: Rechtsetzung

Leitung: Cornelia Rogall-Grothe, Sts MI. 

Mitglieder/Kommunen: Uwe Lübking (Referatsleiter beim DStGB)

Arbeitsauftrag

· Darstellung der Praxis zur Beteiligung der Kommunen an der Gesetzgebung des Bundes sowie an der EU-Rechtsetzung 

· Erarbeitung von Vorschlägen zur stärkeren Berücksichtigung der kommunalen Interessen in diesen Verfahren und Bewertung dieser Vorschläge

Zeitplan

Ende Juni 2010 erste Zwischenergebnisse
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Prüfkriterien für die Modelle zum Ersatz der Gewerbesteuer

1. Interessenband zwischen Kommunen und örtlicher Wirtschaft

2. Hebesatzrecht der Kommunen

3. Aufkommenswirkungen

a. bundesweit (insgesamt auf die Gebietskörperschaften)

b. Konjunkturreagibilität (Verringerung)

c. Wachstumsreagibilität

4. Sicherung des Deutschen Steuersubstrats

5. Verteilungswirkungen

a) zwischen Bund, Ländern und Kommunen

b) zwischen den Gemeinden

6. Be-/Entlastungswirkungen zwischen den Steuerpflichtigen

7. Breite der Bemessungsgrundlage

8. Rechtsvereinfachung

9. Gestaltungsanfälligkeit

10. Administrierbarkeit

a. aus der Sicht der Steuerpflichtigen

b. aus der Sicht der Verwaltung

11. Qualität des Standorts Deutschland

12. Vereinbarkeit mit übergeordnetem Recht

a. Grundgesetz

b. EU-Recht

c. Internationale Verträge
� Siehe Anlage 1


� Siehe Anlage 1 Prüfkriterien





